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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

Nr. 36 MITTWOCH, DEN 4. OKTOBER 2000

Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Ottensen 2/Othmarschen 31/
Altona-Altstadt 48 für den Bereich Neumühlen zwischen 
der Straße Elbchaussee und der Norderelbe (Bezirk Altona,
Ortsteile 213, 218 und 202) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Elbchaussee – Ostgrenzen der Flurstücke 4055 und 4054, über
das Flurstück 856, Nordgrenze und über das Flurstück 4286
(Elbtreppe), über die Flurstücke 3703 und 898, Nordgrenze des
Flurstücks 898, über die Flurstücke 3716 und 3704
(Neumühlen), Nordgrenze des Flurstücks 3704, über die 
Flurstücke 3265 (Kaistraße), 842 und 3386, Nordgrenze des
Flurstücks 3265, über die Flurstücke 3265, 885, 4174 (Große
Elbstraße), 4175, 3840 und Südgrenzen der Flurstücke 4175,
3840, 3839 und 3689, Westgrenzen der Flurstücke 3689 und
4166, Südgrenzen der Flurstücke 4167 und 3579, Ost-, Süd-
und Westgrenze des Flurstücks 3579, Südgrenze des Flur-
stücks 3857 der Gemarkung Ottensen – Südgrenzen der Flur-
stücke 2382 und 2158, über die Flurstücke 1461, 1459 und 1465
(Övelgönne), Nordgrenze des Flurstücks 1465 der Gemarkung 
Othmarschen – Westgrenze des Flurstücks 898 (Neumühlen),
über das Flurstück 898, Nordgrenze des Flurstücks 898, über
die Flurstücke 2826 und 898, Nord- und Westgrenze des

Flurstücks 898, Südgrenze und über das Flurstück 4234, 
Westgrenze des Flurstücks 4234 der Gemarkung Ottensen.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu 
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienst-
stunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche
Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie
gegen Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs in der
Fassung vom 27. August 1997 (Bundesgesetzblatt 1997 I
Seite 2142, 1998 I Seite 137) bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, kann ein Entschädigungs-
berechtigter Entschädigung verlangen. Er kann die
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er
die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in 
Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind,
die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

26. 9. 2000 Gesetz über den Bebauungsplan Ottensen 2 / Othmarschen 31 / Altona-Altstadt 48  . . . . . . . . . . . . . . . . 293

26. 9. 2000 Drittes Gesetz zur Änderung des Fraktionsgesetzes  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 295

Gesetz

über den Bebauungsplan Ottensen 2/Othmarschen 31/Altona- Altstadt 48

Vom 26. September 2000

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,
wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb
von sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebau-
ungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen
Bezirksamt geltend gemacht worden sind; der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen
soll, ist darzulegen.

§ 2
Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-

stehende Vorschriften:
1. In den nach § 172 des Baugesetzbuchs als „Erhaltungs-

bereiche“ bezeichneten Gebieten bedürfen zur Erhaltung
der städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf Grund seiner
städtebaulichen Gestalt der Rückbau, die Änderung, die
Nutzungsänderung oder die Errichtung baulicher Anlagen
einer Genehmigung, und zwar auch dann, wenn nach 
der Baufreistellungsverordnung vom 5. Januar 1988 
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 1),
zuletzt geändert am 21. Januar 1997 (Hamburgisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt Seiten 10, 11), in der jeweils
geltenden Fassung eine Genehmigung nicht erforderlich
ist. Die Genehmigung zum Rückbau, zur Änderung oder
zur Nutzungsänderung darf nur versagt werden, wenn die
bauliche Anlage allein oder im Zusammenhang mit 
anderen baulichen Anlagen das Ortsbild, die Stadtgestalt
oder das Landschaftsbild prägt oder sonst von städtebau-
licher, insbesondere geschichtlicher oder künstlerischer
Bedeutung ist. Die Genehmigung zur Errichtung der
baulichen Anlage darf nur versagt werden, wenn die
städtebauliche Gestalt des Gebiets durch die beabsichtigte
Anlage beeinträchtigt wird.

2. Im Sondergebiet Stellplätze (Museumshafen) sind nur
Stellplätze sowie Nebenanlagen zulässig, die der Ein-
richtung Museumshafen dienen, wie zum Beispiel Kioske,
Toiletten und Informationstafeln.

3. In den Wohngebieten an der Straße Neumühlen und an
der Elbchaussee sind die Wohn- und Schlafräume sowie in
den Kerngebieten die Aufenthaltsräume durch geeignete
Grundrissgestaltung den lärmabgewandten Gebäudeseiten
zuzuordnen. Soweit die Anordnung der in Satz 1 genann-
ten Räume an den lärmabgewandten Gebäudeseiten nicht
möglich ist, muss für diese Räume ein ausreichender
Schallschutz durch bauliche Maßnahmen an Außentüren,
Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude
geschaffen werden. In den Kerngebieten südlich der
Straße Neumühlen sind darüber hinaus für die zur Elbe
orientierten Wohn- und Schlafräume nicht zu öffnende
Schallschutzfenster oder vergleichbar wirksame bauliche
Lärmschutzvorkehrungen vorzusehen.

4. Die festgesetzten Leitungsrechte umfassen die Befugnis
der Hamburger Stadtentwässerung, unterirdische öffent-
liche Sielanlagen herzustellen und zu unterhalten.
Nutzungen, welche die Herstellung und Unterhaltung
beeinträchtigen können, sind unzulässig. Geringfügige
Abweichungen von den festgesetzten Leitungsrechten
können zugelassen werden.

5. Die Neubebauung ist an ein Blockheizkraftwerk-Fern-
wärmenetz anzuschließen. In den Bereichen, in denen ein
Wärmeversorgungsnetz nicht besteht, sind Feuerstätten
für leichtes Heizöl und gasförmige Brennstoffe sowie Sonnen-
energie oder Wärmerückgewinnungsanlagen zulässig.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden
Bebauungspläne aufgehoben.

Ausgefertigt Hamburg, den 26. September 2000.

Der Senat
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Drittes Gesetz

zur Änderung des Fraktionsgesetzes

Vom 26. September 2000

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

§ 1

§ 2 Absatz 3 des Fraktionsgesetzes vom 20. Juni 1996
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 134),
zuletzt geändert am 14. Juli 1999 (Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seite 152), wird wie folgt geändert:

Die Beträge „67 635 DM “, „2082 DM “ und „688 DM “ wer-
den durch die Beträge „68 582 DM “, 2112 DM “ und „698 DM “
ersetzt.

§ 2

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2000 in
Kraft.

Ausgefertigt Hamburg, den 26. September 2000.

Der Senat
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